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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Das Bestreben des 1903 gegründeten Ver-
eins „TV 03 Ramstein“ ist es, die über 100 
jährige Tradition zu erhalten und den ver-
einseigenen Abteilungen Trainingsmöglich-
keiten sowie Kursangebote anbieten zu 
können.

Die bestehende, 1908 eingeweihte, vereins-
eigene Halle am heutigen Standort wird 
den modernen Ansprüchen der Sportler 
nicht mehr gerecht und weist zudem einen 
großen Sanierungsbedarf auf. 

Innerhalb des derzeitigen Gebäudebestan-
des ist weder eine Sanierung noch ein Neu-
bau realisierungsfähig. Hohe Sanierungs-
kosten sowie funktionale und konstruktive 
Einschränkungen sind der Grund für diese 
Entscheidung.

Die Stadt Ramstein-Miesenbach plant im 
Stadtteil Ramstein, im Bereich der Reichs-
waldstraße den Neubau einer Mehrzweck-
halle. Die Halle ist als Mehrzweckhalle kon-
zipiert und soll auch der Allgemeinheit als 
Versammlungsstätte dienen. Die Halle über-
nimmt damit auch kulturelle und soziale 
Funktion.

Die neue Mehrzweckhalle soll im südöstli-
chen Bereich des Stadtteils Ramstein, auf 
den Flurstücken 480/41, 480/42 und auf 
einem Teilbereich des benachbarten Flur-
stücks (ohne Nummer) errichtet werden. 

Die Erschließung der Fläche erfolgt über die 
südöstlich angrenzende Reichswaldstraße. 

Nach aktueller Rechtsgrundlage ist das 
Planvorhaben nicht realisierungsfähig. Zur 
Schaffung der planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für die Zulässigkeit des Vorha-
bens bedarf es daher der Aufstellung des 
Bebauungsplanes.

Die Stadt Ramstein-Miesenbach hat somit 
nach §  1 Abs.  3 BauGB und § 2 Abs. 1 
BauGB die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Sport-
fläche Am Ramsteiner Feld“ beschlossen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
umfasst eine Fläche von ca. 2.850 m2.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan, Gesellschaft für Städtebau und 

Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB 
(Bebauungspläne der Innenentwicklung) 
durchgeführt. Es handelt sich bei der Pla-
nung um eine Maßnahme der 
Innenentwicklung (Nachverdichtung, Ent-
wicklung von Grundstücken im Innenbe-
reich). Die Flächen sind von einer baulichen 
Nutzung umgeben und dem 
Siedlungsbereich zuzuordnen. Größere un-
bebaute Flächen zwischen der bestehenden 
Bebauung sind in diesem Bereich prägend.

Mit dem Gesetz zur Erleichterung von Pla-
nungsvorhaben für die Innenentwicklung 
der Städte vom 21. Dezember 2006, das mit 
der Novellierung des Baugesetzbuches am 
01. Januar 2007 in Kraft trat, fällt die seit 
Juli 2004 vorgesehene förmliche Umwelt-
prüfung bei Bebauungsplänen der Größen-
ordnung bis zu 20.000 m2 weg. Dies trifft 
auf den vorliegenden Bebauungsplan zu, da 
das Plangebiet lediglich eine Fläche von ca. 
2.850 m2 in Anspruch nimmt.

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem 
Bebauungsplan nicht begründet.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Um-
weltbelange vorliegen. Eine Untersuchung 
der naturschutzrechtlichen Belange kam zu 
dem Ergebnis, dass keine Anhaltspunkte für 
derartige Beeinträchtigungen bestehen. Der 
an § 50 BImSchG anknüpfende Ausschluss-
grund in § 13a BauGB betrifft die von Stör-
fallbereichen ausgehenden möglichen Aus-
wirkungen bei einem schweren Unfall. Die-
ser ist hier nicht gegeben.

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 
Eingriffe als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulässig, ein Ausgleich 
der vorgenommenen Eingriffe ist damit 
nicht notwendig.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 
2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach § 
10a Abs. 1 BauGB und von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 
1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen wird.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Verbandsge-
meinde Ramstein-Miesenbach weist die 
Fläche entlang der Reichswaldstraße über-
wiegend als gemischte Baufläche aus. Aus 
Platzgründen muss lediglich ein kleiner Teil-
bereich (Parkplätze) außerhalb dieser Flä-
che gebaut werden. Der Flächennutzungs-
plan stellt diesen Teilbereich als Grünfläche 
dar. Das Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 
Satz 1 BauGB ist somit nicht erfüllt. Der Flä-
chennutzungsplan wird gem. § 13a Abs. 2 
Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung an-
gepasst.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich im südöstli-
chen Bereich des Stadtteils Ramstein, un-
mittelbar nordwestlich der Reichswaldstra-
ße.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Norden und Westen durch angren-
zende Grün- und Gehölzstrukturen,

•	 im Nordosten durch eine Stellplatzfläche 
der angrenzenden Gastronomie,

•	 im Osten und Südosten durch die Stra-
ßenverkehrsfläche der Reichswaldstra-
ße,

•	 im Süden durch die Wohnbebauung der 
Reichswaldstraße Hs.-Nr. 5 inkl. der pri-
vaten Gartenfläche.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des Bebauungs
planes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes  
und Umgebungsnutzung,  
Eigentumsverhältnisse

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine 
unbebaute Grün-/Freifläche mit Gehölz-
strukturen. Die südlich angrenzende Umge-
bung ist zum einen durch eine 
Wohnbebauung samt privater Gartenflächen 
entlang der Reichswaldstraße  sowie zum 

anderen durch das innerhalb einer Waldflä-
che gelegene Schützenhaus samt Schießan-
lage geprägt. Nördlich des Plangebietes be-
findet sich ein Gastronomiebetrieb mit 
Außenanlagen und Stellplatzflächen. Die 
östliche Umgebung des Plangebietes ist 
durch unbebaute Grün-/Freiflächen mit Ge-
hölzstrukturen sowie im weiteren Verlauf 
das Pfadfinderzentrum Kurpfalz geprägt.

Die Fläche des Geltungsbereiches ist voll-
ständig im Eigentum der Stadt Ramstein-
Miesenbach. Aufgrund der Eigentumsver-
hältnisse ist von einer zügigen Realisierung 
des Vorhabens auszugehen.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet fällt von Norden nach Süden 
hin leicht ab. Es handelt sich insgesamt aber 
dennoch um eine reliefarme Topografie.

Es ist nicht davon auszugehen, dass sich die 
Topografie in irgendeiner Weise auf die 
Festsetzungen dieses Bebauungsplanes 
(insbesondere Festsetzung der Baufenster) 
auswirken wird. 

Verkehr

Das Plangebiet ist über die Reichswaldstra-
ße erschlossen. Diese geht westlich in die 
Kindsbacher Straße über, die im weiteren 
Verlauf südlich in die L 356 mündet. In öst-

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Orthofoto mit Geltungsbereich (rote Balkenlinie); ohne Maßstab; Quelle: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2019); 
Bearbeitung: Kernplan

Lage im Raum, ohne Maßstab; Quelle: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2019); Bearbeitung: Kernplan
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licher Richtung geht die Reichswaldstraße 
in die Schernauer Straße über, die im weite-
ren Verlauf ins Stadtzentrum Ramstein-Mie-
senbachs führt.

Über die L 356 ist das Plangebiet an das 
überörtliche Verkehrsnetz angebunden (ca. 
4 km zur BAB 6). 

Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet ist aktuell nicht an das Sys-
tem der Ver- und Entsorgung angeschlos-
sen.

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist auf-
grund der angrenzend bestehenden Bebau-
ung entlang der Reichswaldstraße bereits 
grundsätzlich in der unmittelbaren Umge-
bung vorhanden.

Das Plangebiet ist im modifizierten Trenn-
system zu entwässern. Das anfallende 
Schmutzwasser kann durch eine Hebeanla-
ge über den bestehenden Mischwasserka-
nal im Bereich der Straße „Am Ramsteiner 
Feld“ entsorgt werden. Anfallendes Regen-
wasser kann entweder versickert (sofern der 
bodengutachterliche Nachweis erbracht 

wird) oder über einen Regenwasserkanal in 
den nördlich verlaufenden Mohrbach einge-
leitet werden. Hierzu bedarf es einer was-
serrechtlichen Erlaubnis gemäß §§ 8, 9, 10 
und 57 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Eine 
gedrosselte Ableitung von Niederschlags-
wasser in den bestehenden Mischwasserka-
nal „Am Ramsteiner Feld “ ist nicht zuläs-
sig. 	Das Entsorgungskonzept ist frühzeitig 
mit der SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirt-
schaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz ab-
zustimmen.

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Die Stadt Ramstein-Miesenbach verfolgt 
mit dem Neubau der Mehrzweckhalle im 
Bereich der Reichswaldstraße im Stadtteil 
Ramstein eine konkrete Planungsabsicht. 

Zudem ist das Plangebiet aus mehreren 
Gründen für den Neubau der Mehrzweck-
halle prädestiniert:

•	 das Grundstück befindet sich im Eigen-
tum der Stadt Ramstein-Miesenbach 
und ist somit direkt verfügbar; weitere 

Flächen, welche kurzfristig verfügbar 
wären, sind nicht vorhanden,

•	 das Grundstück ist verkehrlich gut an-
gebunden und bereits erschlossen,

•	 aufgrund der umgebenden Nutzungen 
sind gegenseitige Beeinträchtigungen 
nicht zu erwarten (Gemengelage),

•	 das geplante Vorhaben stellt eine sinn-
volle Nachverdichtung des Bestandes 
dar,

•	 in der näheren Umgebung befinden sich 
noch weitere Anlagen für sportliche, 
kulturelle und soziale Zwecke 
(Schwimmbad, Schulen...).

Städtebauliche Konzeption

Die Städtebauliche Konzeption sieht den 
Neubau einer Mehrzweckhalle auf dem 
städtischen Grundstück entlang der Reichs-
waldstraße vor. 

Aufgrund der schmalen Grundstückszu-
schnitte wird sich der Hallenneubau der 
Länge nach von Südosten nach Nordwesten 
über das Plangebiet erstrecken und in einer 
mehrzweckhallentypischen Bauweise aus-
geführt. 

Schnitte / Ansichten; Quelle: Barth & Mungai - Architekten + Ingenieure, Stand: November 2019
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Die zugehörigen Stellplätze werden teilwei-
se vor sowie im rückwärtigen Bereich des 
Hallenneubaus angelegt. Die vorderen Stell-
plätze werden direkt über die Reichswald-
straße erschlossen. Die rückwärtigen Stell-
plätze werden über eine nördlich der Halle 
verlaufenden Umfahrung erschlossen.
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsprogramm LEP IV, Regionaler Raumordnungsplan Westpfalz  
(inkl. der rechtsverbindlichen Teilfortschreibungen)

zentralörtliche Funktion Grundzentrum

Vorranggebiete nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze G 80

•	 Den Ansprüchen der Bevölkerung an Freizeit, Erholung und Sport soll durch eine 
bedarfsgerechte Ausweisung und Gestaltung geeigneter Flächen sowie von Einrich-
tungen Rechnung getragen werden. Hier sind altersstruktur- und geschlechtsbeding-
te Nachfrageveränderungen zu berücksichtigen.

zu G 80 bis G 83

•	 Zur Sicherung und Weiterentwicklung gesunder Lebensbedingungen sowie ausgewo-
gener wirt- schaftlicher, sozialer und kultureller Verhältnisse gehört in zunehmendem 
Maße die Möglichkeit zur sinnvollen Nutzung der Freizeit durch alle Einwohnerinnen 
und Einwohner. Die sportliche und spielerische Betätigung der Menschen hat in die-
sem Zusammenhang einen hohen Stellenwert und wird künftig weiter wachsen.

Der regionale Raumordnungsplan Westpfalz IV stellt die Plangebietsfläche als 
„Siedlungsfläche Wohnen“ dar.

Das Plangebiet liegt in unmittelbarer Nachbarschaft zu einem regionalen Grünzug. Eine 
Überlagerung mit dem Gebiet besteht nicht.

keine Restriktionen für das Vorhaben

Landschaftsprogramm •	 Offenlandbetonte Mosaiklandschaft (Grundtyp) 

•	 Keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung •	 nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutz-, Über-
schwemmungsgebiete, Geschützte Land-
schaftsbestandteile, Naturparks, National-
parks, Biosphärenreservate

•	 nicht betroffen

Kulturdenkmäler nach § 8 DSchG Rhein-
land-Pfalz

nicht betroffen

Informelle Fachplanung Gem. der Fachdaten des Landschaftsinformationssystems der Naturschutzverwaltung 
RLP (LANIS, Internet-Abruf, 04.12.2019) liegen innerhalb des Geltungsbereiches keine 
erfassten Lebensraumtypen gemäß Anh. I FFH-RL und keine nach § 30 BNatSchG in V.m. 
§ 15 LNatSchG gesetzlich geschützten Biotope. 

Gem. dem Modul Artnachweise sind in der betreffenden, im Wesentlichen die Airbase 
Ramstein und die Waldflächen zwischen Airbase und dem Siedlungsbereich von Ramstein 
umfassenden Rasterzelle (Gitter-ID 3965476) 10 Arten der Roten Listen und/oder Arten 
der Anhänge II/IV der FFH-Richtlinie bzw. Anh. I oder Art. 4 Abs. 2 der VSR registriert:

Biber und Zauneidechse (Anh. II und/oder Anh. IV-Art FFH-RL), Neuntöter, Rohrweihe, 
Eisvogel und Schwarzspecht (alle Anh. I VSR), als Rastvogel die Reiher-, Löffel- und Krick-
ente sowie die Rauchschwalbe als Rote Liste-Art.

Aufgrund der Lage am Siedlungsrand und entlang der stark befahrenen Reichswaldstraße 
sowie fehlender essentieller Habitatelemente bzw. Rastmöglichkeiten ist innerhalb des 
Geltungsbereiches nicht mit den genannten Arten zu rechnen.
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Kriterium Beschreibung

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG)

Im Rahmen der Planung sind Gehölzstrukturen betroffen. Zum Schutz wild lebender Tie-
re und Pflanzen ist die gesetzliche Rodungszeit vom 01. Oktober bis 28. Februar einzu-
halten.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach § 19 i.V.m. dem USchadG, 
Verbotstatbestand nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle
streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten.

Biotop-/Habitatausstattung des Geltungsbereiches:

•	 der ca. 0,3 ha große Geltungsbereich umfasst einen Gehölzbestand am Rand der 
durch Gewerbebetriebe und durch Mischnutzung geprägte erschlossenen Ortslage 
von Ramstein

•	 es handelt sich um einen lichten Kiefernbestand mit beigemischten Stiel- und Trau-
beneichen sowie Birken, i.d.R. in Stangenholzstärke; lediglich eine Kiefer (BHD ca. 
80 cm) und eine Stieleiche (BHD ca. 55 cm) im rückwärtigen Bereich weisen höhere 
Stammstärken auf; eine Inspektion der Altbäume ergab lediglich ein noch nicht als 
Brut- oder Ruhestätte nutzbares Stammhöhleninitial

•	 eine halb liegende abgestorbene Kiefer weist Hackspuren von Spechten auf und 
eine (allerdings nach oben offene) Stammaushöhlung

•	 der Unterstand ist stark durch die neophytische späte Traubenkirsche (Prunus serot-
ina) und in den lichteren Bereichen durch den Besenginster und die Brombeere 
eingewachsen

•	 der vordere etwas lichtere Bereich ist im Unterstand vergrast bzw. lokal stark ver-
moost

•	 offensichtlich handelt es sich nicht um einen historischen Waldstandort, sondern um 
eine (ehemals als Grünland genutzte?) Parzelle mit Gehölzsukzession 

•	 auf der Fläche befinden sich Ablagerungen von Verbundsteinen und sonstigen Ab-
fällen

Bestehende Vorbelastungen:

•	 Lage am Rand der Ortslage von Ramstein zwischen einem Wohnhaus und einer 
Gewerbefläche

•	 Reichswaldstraße mit relativ hohem Verkehrsaufkommen 

•	 daher insgesamt hohe Stördisposition 

Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- und 
Pflanzenarten:

•	 der z.T. ältere Baumbestand ist potenzieller Brutstandort für Gehölzbrüter unter den 
Vögeln

•	 da die Fläche rückwärtig an weitere Kiefernbestände anschließt, sind auch Arten zu 
erwarten, die parkartige Bestände besiedeln oder euryöke Waldarten (u.a. Grün-
specht oder die an Nadelforste adaptierte Tannen- und Haubenmeise); der Bunt- 
und eventuell auch der Grünspecht ist Nahrungsgast auf der Fläche (Hackspuren an 
Totholz und Wühlspuren an Ameisenhügeln) 

•	 eine Inventur aller älteren Bäume ergab bis auf die offene Höhlung der abgestorbe-
nen Kiefer keine quartier- oder nisttaugliche Stammhöhle; mögliche Tagesquartiere 
für Fledermäuse bieten die z.T. abstehenden Rindenplatten einer älteren Kiefer

•	 auf der Fläche befinden sich keine Gebäude, die mögliche Quartiere für die hier zu 
erwartenden synantropen Fledermausarten oder Niststandorte für Gebäudebrüter 
unter den Vögeln bereithalten  

•	 darüber hinaus ist keine besondere Eignung als Lebensraum für weitere planungs-
relevante Arten bzw. Artengruppen (Amphibien, Reptilien, Insekten) erkennbar 

•	 auf der Fläche befinden sich zwei, vermutlich aus einer Kolonie stammende, Wald-
ameisennester (Formica sp.)
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Kriterium Beschreibung

Artenschutzrechtliche Beurteilung:

•	 der z.T. ältere Baumbestand bietet reichlich Brutmöglichkeiten für Gehölzbrüter 
unter den Vögeln

•	 aufgrund der Lage ist davon auszugehen, dass die Fläche überwiegend von Arten 
mit geringer Störempfindlichkeit genutzt wird und die daher auch in den Siedlungs-
raum vordringen, möglicherweise auch von Arten der innerstädtischen Parkland-
schaften; i.d.R. handelt es sich hierbei um euryöke/ubiquitäre Arten, die landesweit 
mehr oder weniger häufig und verbreitet sind bzw. aufgrund ihres weiten Lebens-
raumspektrums in der Lage sind, vergleichsweise einfach andere Standorte zu be-
siedeln oder auf diese auszuweichen

•	 für die für das Raster aufgeführten eher seltenen oder streng geschützten Arten be-
stehen, wie oben dargelegt auf der Fläche keine Brutmöglichkeiten 

•	 damit ist im Regelfall für die hier (potenziell) vorkommenden europäischen 
Vogelarten die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang (das Schädi-
gungsverbot nach Nr. 3 des § 44 Abs. 1 BNatSchG betreffend) weiterhin erfüllt bzw. 
der Erhaltungszustand der lokalen Population (das Störungsverbot unter Nr. 2 des § 
44 Abs. 1 BNatSchG betreffend) weiterhin gewahrt

•	 insofern kommen die Schädigungs-/Störungstatbestände nicht zum Tragen

•	 tradierte Niststandorte, deren Entfernung den Verbotstatbestand n. § 44, Abs. 1 Nr. 
3, BNatSchG auslösen könnten (z.B. Spechthöhlen oder Gebäudestrukturen) sind 
nicht vorhanden; eine Inventur aller älteren Bäume ergab keinen Hinweis auf eine 
nist- oder quartiertaugliche Stammhöhle

•	 mögliche Tagesquartiere für Fledermäuse bieten daher allenfalls die Rindenabplat-
tungen einer älteren Kiefer im rückwärtigen Grundstücksbereich, ein freier Anflug ist 
vom Offenbereich des benachbarten Wohngrundstückes möglich

•	 da innerhalb des Siedlungsbereiches jedoch eher mit synantropen Arten zu rechnen 
ist, die Quartiere vor allem in oder an Gebäuden besetzen, ist die Bedeutung des 
Bestandes als Quartierstandort nur gering; die ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang ist nach der erforderlichen Entfernung des Gehölzbestandes daher 
weiterhin gewahrt

•	 der Tötungstatbestand kann sowohl bei den Fledermäusen als auch den gehölzbrü-
tenden Vögeln durch die Einhaltung der Rodungsfristen vermieden werden

•	 durch das sichere Fehlen von Wochenstuben oder Winterquartieren innerhalb des 
Planungsbereiches ist der Störungstatbestand n. § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG auch 
für die Fledermausfauna auszuschließen

•	 weitere planungsrelevante Arten sind aufgrund fehlender essentieller Habitatstruk-
turen (Laichmöglichkeiten für Amphibien, Besonnungs-/Überwinterungsplätze oder 
grabfähige Eiablagesubstrate für Reptilien) und spezifischer Nahrungs- bzw. Wirts-
pflanzen (Schmetterlinge) nicht zu erwarten

•	 hügelbauende Waldameisen sind zwar als lediglich national besonders geschützte 
Arten gem. § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG im Rahmen der Bauleitplanung nicht 
Gegenstand des besonderen Artenschutzes; da sich die Zerstörung von Nestern je-
doch ohne weiteres durch eine Umsiedlung vermeiden lässt, ist diese Privilegierung 
insofern nicht maßnahmenfrei geltend zu machen

•	 die Planung erfordert die Entfernung eines eingewachsenen Kiefernmischbestandes 
in Stangenholzstärke mit zwei älteren Exemplaren der Stieleiche und der Waldkiefer 
(ohne  Höhlenstrukturen); sowohl die älteren als auch die geringer dimensionierten 
Bäume können aufgrund der fehlenden forstwirtschaftlichen Nutzung  in der  weite-
ren Alterungs- und Zerfallsphase wertgebende Habitatrequisiten (Höhlen, Mulm-
körper etc.) entwickeln; damit entfällt die Möglichkeit, potenzielle wertgebende 
Habitatrequisiten (Höhlen, Mulmkörper etc.) entwickeln zu können, eine Relevanz 
für die Verbotstatbestände n. § 44 BNatSchG kann durch das bloße 
Entwicklungspotenzial jedoch nicht abgeleitet werden
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Kriterium Beschreibung

Artenschutzrechtlich begründete Maßnahmen:

•	 zur Vermeidung der Tötung von nistenden Vögeln sind die gesetzlichen Rodungs-
fristen n. § 39 Abs. 5 BNatSchG zwingend einzuhalten

•	 damit kann ein Eintreten der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände grundsätz-
lich vermieden werden

•	 beide Ameisennester sind im zeitigen Frühjahr nach der Frostperiode durch Ableger 
in den nördlich angrenzenden Waldbereich an eine Stelle mit geeigneten Standort-
bedingungen (Besonnung, Vorhandensein von Belaufbäumen) umzusiedeln; die 
Umsiedlungsmaßnahmen werden z.B. von der dt. Ameisenschutzwarte e.V. angebo-
ten 

Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes:

•	 Lebensraumtypen n. Anh. 1 der FFH-Richtlinie sind nicht betroffen

•	 da den Flächen innerhalb des Geltungsbereiches keine essentielle Bedeutung als 
Lebensraum i.S.d. § 19, Abs. 3 Nr. 1, BNatSchG zugewiesen werden kann, entspre-
chende Arten hier nicht vorkommen oder im Falle der hier potenziell vorkommenden 
Arten(gruppen) eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes nicht prognostiziert 
werden kann, sind Schäden n. § 19 BNatSchG i.V. mit dem Umweltschadensgesetz 
nicht zu erwarten 

•	 bei entsprechender Festsetzung der o.g. Maßnahmen ist daher eine Freistellung von 
der Umwelthaftung im Zuge des Bauleitplanverfahrens möglich 

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan •	 Darstellung: Gemischte Baufläche, Grünfläche (Quelle: FNP der Verbandsgemeinde 
Ramstein-Miesenbach)

•	 Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB nicht erfüllt, Konsequenz: FNP wird gem. 
§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung angepasst.

Bebauungsplan Ein Bebauungsplan liegt nicht vor.
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Flächen für den Gemeinbedarf 
mit der Zweckbestimmung kul-
turelle und sportliche Zwecke, 
Mehrzweckhalle

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB

Flächen für den Gemeinbedarf werden 
dann festgesetzt, wenn Flächen hergestellt 
werden, die der Allgemeinheit dienen und 
diese eine öffentliche Aufgabe wahrnehmen 
sollen. Durch die gewählte Zweckbestimm- 
ung ergibt sich die zulässige Nutzung hin-
reichend. Eine weitere Konkretisierung ist 
zwar nicht erforderlich, wird an dieser Stelle 
jedoch zur Klarstellung angewandt.

Zulässig sind demnach alle baulichen Anla-
gen den kulturellen und sportlichen Zwe-
cken der Mehrzweckhalle dienen und die-
sen Nutzungen räumlich und funktional der 
Schule zugeordnet sind. Hierzu zählen Ge-
räteräume, Umkleidekabinen, Sanitärräu-
me, Lagerräume, Nebenräume, etc. Darüber 
hinaus sind Stellplatzflächen und Grünanla-
gen zulässig.

Die Halle ist als Mehrzweckhalle konzipiert 
und übernimmt neben der sportliche auch 
kulturelle und soziale Funktion. Aus diesem 
Grund scheidet auch die Festsetzung als 
„Fläche für Sportanlagen“ aus.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Die Höhenentwicklung im Plangebiet wird 
über die Höhe baulicher Anlagen geregelt 
und so auf eine Maximale begrenzt. 

Die festgesetzte Höhe orientiert sich zum 
einen an der Städtebaulichen Konzeption 
und zum anderen an den umliegenden Ge-
bäuden, d.h. an der Bebauung entlang der 
Reichswaldstraße im Norden und Süden. 

Mit der Definition der Höhe der baulichen 
Anlagen wird das Ziel verfolgt, die Errich-
tung überdimensionierter Baukörper im 
Vergleich zur umliegenden Bebauung zu 

verhindern und eine angemessene Integra-
tion ohne Beeinträchtigung des Stadt- und 
Landschaftsbildes zu erreichen. 

Mit der gewählten Höhe der baulichen An-
lagen wird das Einfügen des Baukörpers in 
die Umgebung gewährleistet. 

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gemäß § 18 BauNVO eindeu-
tige Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind den Festset-
zungen zu entnehmen.

Grundflächenzahl

Die Grundflächenzahl (GRZ) nach § 19 Abs. 
1 BauNVO ist eine Verhältniszahl, die an-
gibt, wie viel Quadratmeter überbaute 
Grundfläche je Quadratmeter Grundstücks
fläche zulässig ist. Die zulässige Grundflä-
che ist der Anteil des Baugrundstücks, der 
von baulichen Anlagen überdeckt werden 
darf und dient sogleich der Einhaltung der 
Mindestfreiflächen auf den Baugrundflä-
chen.

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

1. FLÄCHEN FÜR DEN GEMEINBEDARF 
MIT DER ZWECKBESTIMMUNG 
KULTURELLE UND SPORTLICHE ZWECKE, 
MEHRZWECKHALLE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 5 BAUGB

Siehe Plan.
Zulässig sind bauliche Anlagen, die den kulturellen 
und sportlichen Zwecken der Mehrzweckhalle dienen 
und diesen Nutzungen räumlich und funktional zuge-
ordnet sind. Hierzu zählen Sport- und Mehrzweckhalle, 
Geräteräume, Umkleidekabinen, Sanitärräume, 
Lagerräume, Nebenräume, etc. Darüber hinaus sind 
Stellplatzfl ächen und Grünanlagen zulässig.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1  HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan. 
Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maxima-
le Höhe ist die Oberkante der baulichen Anlagen 
(Gebäudeoberkante, Attika etc.). Der maßgebende 
obere Bezugspunkt kann der Nutzungsschablone ent-
nommen werden. Unterer Bezugspunkt für die maxi-
male Höhe baulicher Anlagen ist die Oberkante der 
angrenzenden Verkehrsfläche der Reichswaldstraße, 
gemessen an der straßenseitigen Gebäudemitte.

Die Gebäudeoberkante wird defi niert durch den 
höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder den Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachfl ächen (Firsthöhe).

Die zulässige Gebäudeoberkante kann durch unterge-
ordnete Bauteile (techn. Aufbauten etc.) auf max. 10 
% der Grundfläche bis zu einer Höhe von max. 1,5 m 
überschritten werden.

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der 
zum Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile kann 
die zulässige Gebäudeoberkante weiter überschritten 
werden.

2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO auf 0,8 
festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfl äche sind die 
Grundfl ächen von
1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfl äche, 

durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird,

mitzurechnen.

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO wird festgesetzt, 
dass die festgesetzte GRZ durch Stellplätze mit ihren 
Zufahrten, Freifl ächen, Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 BauNVO und baulichen Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfl äche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird, bis zu einer GRZ von 0,9 
überschritten werden darf.

3. BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan.
Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 4 BauNVO eine ab-
weichende Bauweise (a) festgesetzt. Demnach sind 
Gebäudelängen von mehr als 50 m zulässig. 

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen defi nierten Standortes 
zu errichten. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend. 

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsfl ächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können. (s. ergänzend Festsetzung 
der Fläche für Stellplätze)

5. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB I.V.M. § 12 
BAUNVO

Siehe Plan. 
Stellplätze sind innerhalb der Baugrenzen und der ent-
sprechend festgesetzten Flächen allgemein zulässig. 

Zugänge, Wege, Rampen, Notausgänge, Zufahrten 
für Rettungsfahrzeuge, Anleiterfl ächen und weitere 
Erschließungselemente dürfen auch außerhalb der 
Fläche für Stellplätze errichtet werden.

6. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

Zur Vermeidung der Tötung von nistenden Vögeln und 
im Gehölzbestand eventuell übertagenden Fledermäu-
sen sind die gesetzlichen Rodungsfristen n. § 39, Abs. 
5 BNatSchG zwingend einzuhalten.
Die im Plangebiet befi ndlichen Ameisennester sind im 
zeitigen Frühjahr nach der Frostperiode durch Ableger 
in den nördlich angrenzenden Waldbereich an eine 
Stelle mit geeigneten Standortbedingungen (Beson-
nung, Vorhandensein von Belaufbäumen) umzusiedeln.

7.  ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB

Stellplätze sind gem. FLL-Richtlinie („Empfehlungen 
für Baumpfl anzungen“) zu begrünen. Hierzu ist pro 
10 oberirdischer Stellplätze mindestens ein standort-
gerechter Laubbaumhochstamm (Pfl anzqualität: 3xv., 
Stu 16/18) anzupfl anzen, dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgang nachzupfl anzen.

8. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB Siehe Plan.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB I.V.M. BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 3634).

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I 
S. 3786).

• Verordnung über die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. De-
zember 1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 
(BGBl. I S. 1057).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 
(BGBI. I S. 706).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Was-
serhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 04. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2254).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Absatz 3 des Gesetzes vom 27. September 2017 
(BGBl. I S. 3465).

• Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Arti-
kel 37 des Gesetzes vom 19. Dezember 2018 
(GVBl. S. 448).

• Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 
24. November 1998 (GVBI. 365), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juni 2019 
(GVBl. S. 112).

• Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Lan-
deswassergesetz - LWG -) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 19. Dezember 2018 (GVBl. S. 469).

• Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2005 
(GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 14 
des Gesetzes vom 19. Dezember 2018 (GVBl. S. 
448).

• Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 
1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 03. Dezember 2014 
(GVBl. S. 245).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Abwasserbeseitigung (gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 57-63 Landeswassergesetz)

• Das Plangebiet ist im modifizierten Trennsystem zu entwässern.

• Schmutzwasser wird durch eine Hebeanlage über einen Schmutzwasserkanal in den bestehenden Misch-
wasserkanal „Am Ramsteiner Feld “abgeleitet.

• Anfallendes Regenwasser wird entweder versickert (sofern der bodengutachterliche Nachweis erbracht 
wird) oder über einen Regenwasserkanal in den nördlich verlaufenden Mohrbach eingeleitet. Hierzu be-
darf es einer wasserrechtlichen Erlaubnis gemäß §§ 8, 9, 10 und 57 Wasserhaushaltsgesetz (WHG).

• Auch eine gedrosselte Ableitung von Niederschlagswasser in den bestehenden Mischwasserkanal „Am 
Ramsteiner Feld “ ist nicht zulässig.

• Zur Brauchwassernutzung ist die Errichtung von Speichern (z.B. Zisterne) zulässig.

• Das Entsorgungskonzept ist frühzeitig mit der SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, 
Bodenschutz abzustimmen.

Örtliche Bauvorschriften (gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)

• Dachform, Dacheindeckung: Als Dachform sind Satteldächer, fl achgeneigte Satteldächer und Flachdächer 
zulässig. Anlagen zur Nutzung der Solarenergie auf geneigten Dächern sind nur in der gleichen Neigung 
wie die dazugehörige Dachfläche zulässig. Eine Begrünung der Flachdächer ist ausdrücklich erlaubt.

• Fassadengestaltung: Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/refl ektierenden Materialien 
und Keramikplatten. Eine Fassadenbegrünung ist ausdrücklich erlaubt.

• Einfriedungen: Innerhalb des Plangebietes sind Einfriedungen (Zäune, Hecken, etc.) bis zu einer Gesamt-
höhe von 1,50 m zulässig. Zufahrtsbereiche sind freizuhalten.

• Sonstiges: Abfallbehälter sind entweder in Schränken einzubauen oder sichtgeschützt aufzustellen.

• Stellplatzschlüssel: Je 5 - 10 Besucherplätzen ist ein Pkw-Stellplatz nachzuweisen.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

VERFAHRENSVERMERKE

• Der Stadtrat der Stadt Ramstein-Miesenbach hat 
am __.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Sportfläche 
Am Ramsteiner Feld“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 
BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustel-
len, wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntge-
macht (§ 2 Abs.1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegen schaftskataster überein-
stimmen

• Der Bebauungsplan wird gem. § 13a BauGB im 
beschleunigten Verfahren aufgestellt. Gem. § 13a 
Abs. 3 und 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB nicht durchgeführt.

• Der Stadtrat der Stadt Ramstein-Miesenbach 
hat in seiner Sitzung am __.__.____ den Ent-
wurf gebilligt und die öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplanes „Sportfläche Am Ramsteiner 
Feld“ beschlossen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 
BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, hat in der Zeit 
vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ 
öffentlich ausgelegen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 
Abs. 2 BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben 
können, am __.__.____ ortsüblich bekannt ge-
macht  (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben vom __.__.____ von der Aus-
legung benachrichtigt (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 
Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB und § 2 
Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt.

• Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
Anregungen und Stellungnahmen ein. Die Abwä-
gung der vorgebrachten Bedenken und Anregun-
gen erfolgte durch den Stadtrat am __.__.____. 
Das Ergebnis wurde denjenigen, die Anregungen 
und Stellungnahmen vorgebracht haben, mitge-
teilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

• Der Stadtrat hat am __.__.____ den Bebauungs-
plan „Sportfläche Am Ramsteiner Feld“ als Sat-
zung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der Be-
bauungsplan besteht aus der Planzeichnung (Teil 
A) und dem Textteil (Teil B) sowie der Begrün-
dung.

• Der Bebauungsplan „Sportfläche Am Ramsteiner 
Feld“ wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

Ramstein-Miesenbach, den __.__.____

Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die 
Rechtsfolgen des § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung 
Rheinland-Pfalz (GemO) hingewiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebau-
ungsplan „Sportfläche Am Ramsteiner Feld“, be-
stehend aus der Plan zeich nung (Teil A) und dem 
Textteil (Teil B) sowie der Begründung, in Kraft 
(§ 10 Abs. 3 BauGB).

Ramstein-Miesenbach, den __.__.____

Der Bürgermeister

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

FLÄCHEN FÜR DEN GEMEINBEDARF MIT DER ZWECKBESTIMMUNG
(§ 9 ABS. 1 NR. 5 BAUGB)

KULTURELLE ZWECKE

SPORTLICHE ZWECKE, MEHRZWECKHALLE

GOKmax.
10,0 m

HÖHE BAULICHER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ
0,8

GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

St FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE
(§ 9 ABS.1 NR. 4 BAUGB)

Nutzungsart
Höhe baulicher 

Anlagen 

Grundfl ächenzahl Bauweise
ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

TEIL A: PLANZEICHNUNG

Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Stand Kataster: 02.12.2019

Verfahren

• Der Bebauungsplan „Sportfläche Am Ramsteiner Feld“ wird gem. 13a BauGB aufgestellt. Die Vorschriften 
des § 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 
2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung 
nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

Artenschutz

• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatschG ist es verboten, „Bäume, die außerhalb des Waldes, von 
Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundfl ächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche 
und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden oder auf den Stock zu 
setzen.

Hochwasserschutz / Starkregen

• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberfl ächenabfl üsse aufgrund von 
Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfl uss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überfl utungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberfl ächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überfl utungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grundstücks-
gestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

Bodenschutz

• Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a. DIN 4020, DIN EN 
1997-1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Für Neubauvorhaben oder größere An- und Umbauten (ins-
besondere mit Laständerungen) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen. Bei allen 
Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu berücksichtigen. 

• Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans sind keine Altablagerungen, Altstandorte, schädliche 
Bodenveränderungen oder Verdachtsflächen bekannt (nachsorgender Bodenschutz). 

• Sofern Erkenntnisse über abgelagerte Abfälle (Altablagerungen), stillgelegte Anlagen, bei denen mit 
umweltgefährlichen Stoffen umgegangen wurde (Altstandorte) oder gefahrverdächtige Beeinträchtigungen 
der Bodenfunktionen wie z.B. Schadstoffverunreinigungen, Bodenverdichtungen oder -erosionen 
(Verdachtsflächen bzw. schädliche Bodenveränderungen) vorliegen, wird um Mitteilung an die SGD Süd, 
Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz gebeten.

Denkmalschutz

1. Die ausführenden Baufi rmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) 
vom 23.3.1978 (GVBI., 1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVBI.,2008, S.301) 
sowie durch Art. 3 des Gesetzes vom 03.12.2014 (GVBI. S. 245) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kom-
mende, archäologische Fund unverzüglich zu melden, die FundsteIle soweit als möglich unverändert zu las-
sen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 

2. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch nicht von 
der Meldepfl icht und Haftung gegenüber der GDKE. 

3. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein an-
gemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführen-
den Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durch-
führen können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen 
Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger fi nanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich. 

• Die Direktion Landesarchäologie ist an den weiteren Verfahrensschritten zu beteiligen, da jederzeit bisher 
unbekannte Fundsteilen in Erscheinung treten können. 

• Rein vorsorglich wird darauf hinweisen, dass sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte Kleindenkmäler 
(wie Grenzsteine) befi nden können. Diese sind selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. dürfen von Planie-
rungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt werden. 

• Es gilt allgemein die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspfl icht für archäologische Funde bzw. Befunde 
gem. § 16 - 21 DSchG Rheinland-Pfalz.

Bergbau / Altbergbau

• Die Prüfung der vorhandenen Unterlagen ergab, dass im Bereich des Bebauungsplanes „Sportfl äche am 
Ramsteiner Feld“ kein Altbergbau dokumentiert ist und kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht erfolgt. 

• Das in Rede stehende Gebiet befi ndet sich innerhalb der Aufsuchungserlaubnis „Kaiserslautern West“ für 
Erdwärme. Inhaberin der Berechtigung ist die Firma SWK Stadtwerke Kaiserslautern Versorgungs-AG, Bis-
marckstraße 14 in 67655 Kaiserslautern. Im Zuge der weiteren Planungen ist eine Abstimmung zu empfeh-
len.  

Brandschutz

• Die Richtlinie „Flächen für die Feuerwehr“ i.V.m. DIN 14090 ist zu beachten und umzusetzen.

• Die Kurvenradien sind für die Straßen- und Wegeführung zu beachten und einzuhalten. Im Bereich von Park-
buchten und ausgewiesenen Parkfl ächen muss eine lichte Breite der Restfahrbahn von 3,50 m (Lichtraum-
profi l beachten) vorhanden sein. Die Einmündungen auf das Grundstück sind so auszubilden, dass ein Be-
fahren für Feuerwehrfahrzeuge möglich ist. Befi nden sich bauliche Anlage in einer Grundstückstiefe > 50 m 
vom öffentlichen Verkehrsraum, so ist eine Feuerwehrzufahrt vorzusehen. 

• Gemäß dem Arbeitsblatt DVGW W405 ist der Löschwasserbedarf mit mind. 96 m3/h über die Dauer von 2 
Stunden für anzusetzen und schriftlich nachzuweisen. Die Abstände zwischen zwei Hydranten darf nicht 
mehr als 140 m Straßenlänge (Abwicklung) betragen. 

• Einer Rettungshöhe > 8 m über Geländeoberfl äche in jedem Geschoss (auch der nicht Vollgeschosse) von 
Nutzungseinheiten bedarf der Abstimmung mit der Brandschutzdienststelle.
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Innerhalb der Fläche für Gemeinbedarf wird 
die Grundflächenzahl (GRZ) mit 0,8 festge-
setzt.

Die gewählte GRZ gewährleistet somit 
einen sparsamen Umgang mit Grund und 
Boden und umfasst gleichzeitig einen Puf-
fer, der dem Bauherren für die Realisierung 
der geplanten Nutzung einen gewissen 
Spielraum überlässt.

Die Mehrzweckhalle benötigt weiterhin 
Stellplatzflächen. Für Stellplätze und  
Nebenanlagen etc. besteht gemäß BauNVO 
eine Überschreitungsmöglichkeit. 

Die Grundflächenzahl darf gemäß BauNVO 
durch die Grundflächen von Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Neben- 
anlagen im Sinne des § 14 BauNVO und 
bauliche Anlagen unterhalb der Gelände-
oberfläche, durch die das Baugrundstück le-
diglich unterbaut wird, überschritten wer-
den. Mit der differenzierten Regelung der 
GRZ wird sichergestellt, dass untergeordne-
te Nebengebäude / Nebenanlagen zu einem 
höheren Maß der baulichen Nutzung führen 
können. Unvertretbaren Versiegelungen 
durch Hauptgebäude wird damit begegnet, 
die anteilsmäßige Flächenbegrenzung wird 
gewahrt.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Für das Plangebiet wurde eine abweichen-
de Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauGB fest-
gesetzt. Die Festsetzung einer abweichen-
den Bauweise mit zulässiger Gebäudelänge 
über 50 m eröffnet ein höheres Maß an Fle-
xibilität bei der Bemessung des Baukörpers 
und entspricht der typischen Hallenbauwei-
se. 

Überbaubare und nicht über- 
baubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 

geregelt. Die Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht überschritten werden darf.  

Die Festsetzungen der Baugrenzen orientie-
ren sich an der städtebaulichen Konzeption. 

Die Abmessung der durch die Baugrenzen 
beschriebenen Baufenster wurden so ge-
wählt, dass für die spätere Realisierung 
ausreichend Spielraum verbleibt, gleichzei-
tig aber eine umweltgerechte, sparsame 
und wirtschaftliche Grundstücksausnut-
zung erreicht wird. 

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der überbau
baren Grundstücksfläche zulässig, sofern 
sie dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücke oder des Bau-
gebiets selbst dienen und seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Damit ist eine zweck-
mäßige Bebauung des Grundstückes mit 
den erforderlichen Nebenanlagen und Ein-
richtungen sichergestellt, ohne gesondert 
Baufenster ausweisen zu müssen. 

Flächen für Stellplätze

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung dient der Ordnung des 
ruhenden Verkehrs durch ein ausreichen-
des Stellplatzangebot für Sportler, sonstige 
Nutzer, Zuschauer und Besucher. Zudem 
werden Beeinträchtigungen der bereits be-
stehenden Bebauung in der Nachbarschaft 
des Plangebietes vermieden (Parksuchver-
kehr etc.).

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Zum Schutz potenziell vorkommender pla-
nungsrelevanter Arten innerhalb des 
Plangebietes werden vorsorglich entspre-
chende, artenschutzrechtlich begründete 
Maßnahmen festgesetzt.

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-
gemeinen und der Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG im Besonderen. Darüber 
hinaus sollen die Festsetzungen dazu bei-
tragen, die Beeinträchtigungen der durch 
das Planvorhaben induzierten Eingriffe zu 

mindern. Die einzelnen Maßnahmen sind 
den textlichen Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes zu entnehmen.

Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Die getroffene grünordnerische Festsetzung 
dient insbesondere der Eingrünung von  
Stellplätzen.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. §9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und LWG)

Abwasserbeseitigung (Gem. § 9 
Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 57-63 
Landeswassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung des Plangebietes. 

Die Entsorgungsinfrastruktur ist aufgrund 
der bestehenden Bebauung in der Umge-
bung bereits grundsätzlich vorhanden.

Örtliche Bauvorschriften (Gem. § 9 
Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)

Für Bebauungspläne können gemäß § 9 
Abs. 4 BauGB i. V. m. § 88 der 
rheinland-pfälzischen Landesbauordnung 
(LBauO) gestalterische Festsetzungen ge-
troffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern und damit ge-
stalterische Negativwirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild zu vermeiden, 
werden örtliche Bauvorschriften in den Be-
bauungsplan aufgenommen. 

Die getroffenen Einschränkungen bei der 
Fassadengestaltung und Dacheindeckung 
sollen Auswüchse (z.B. glänzende / reflek-
tierende Materialien) verhindern. Die Zuläs-
sigkeit von Anlagen zur Nutzung der Son-
nenenergie auf den Dächern ermöglicht die 
Energiegewinnung aus solarer Strahlungs-
energie im Sinne der Nachhaltigkeit. 

Als Sicherheitsvorkehrung gegen potenziel-
len Vandalismus sind Einfriedungen zuläs-
sig.
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Durch die sichtgeschützte Aufstellung von 
Mülltonnen sollen nachteilige Auswirkun-
gen auf das Ortsbild  vermieden werden.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche 
Planungsentscheidung. Hier setzt die Kom-
mune ihr städtebauliches Konzept um und 
entscheidet sich für die Berücksichtigung 
bestimmter Interessen und die Zurückstel-
lung der dieser Lösung entgegenstehenden 
Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Plangebiet auf die 
Umgebung und von der Umgebung auf das 
Plangebiet vermieden werden. Dies kann 
erreicht werden, indem unvereinbare Nut-
zungen voneinander getrennt werden.

Die Festsetzungen des vorliegenden 
Bebauungsplanes wurden so gewählt, dass 
sich die Planung hinsichtlich des Maß der 
baulichen Nutzung und Bauweise in die 
Umgebung und den Bestand einfügt. Zu-
sätzlich schließen die im Bebauungsplan 
getroffenen Festsetzungen auch innerhalb 
des Plangebietes jede Form der Nutzung 
aus, die zu gegenseitige Beeinträchtigun-
gen führen kann. Die Art der baulichen Nut-
zungen ist nicht eindeutig bestimmbar. Es 
finden sich sowohl misch- als auch gewer-
begebietstypische Nutzungen sowie Anla-
gen für sportliche und kulturelle Zwecke. Da 
das Plangebiet künftig ebenfalls einer sport-
lichen, kulturellen und sozialen Nutzung 
dienen soll und dies sowohl im Gewerbe- 
als auch Mischgebiet (ausnahmsweise) zu-
lässig sind, sind Beeinträchtigungen nicht 
zu erwarten. Es kann von Konflikt- 
freiheit ausgegangen werden.

Somit kommt es zu keinen nachteiligen Aus-
wirkungen auf gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse durch die vorgesehene Pla-
nung.

Auswirkungen auf Belange von Frei-
zeit und Sport

Mit der Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zum Neubau einer Mehr-
zweckhalle wird den Anforderungen der 
Sportler/innen und Mitglieder des TV 03 
Ramstein Rechnung getragen und damit die 
Zukunftsfähigkeit des Vereins als Teil der 
Stadtteillebens langfristig gesichert. Zudem 
dient die Fläche der Allgemeinheit als Ver-
sammlungsstätte.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbildes

Das Stadt- und Landschaftsbild ist durch die 
angrenzenden Nutzungen entsprechend 
vorbelastet. Durch den  geplanten Neubau 
einer Mehrzweckhalle kommt es zu keiner 
erheblichen nachteiligen Beeinträchtigung 

des Stadt- und Landschaftsbildes. Eine Bau-
lücke wird geschlossen.

Die getroffenen Festsetzungen gewährleis-
ten hinsichtlich Art und Maß der baulichen 
Nutzung eine Eingliederung in die bauliche 
Umgebung.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Der Geltungsbereich ist aufgrund der be-
stehenden Nutzungen in der unmittelbaren 
Umgebung (u. a. angrenzende Verkehrsflä-
che, Wohn- und Gewerbenutzungen) und 
der daraus resultierenden Stördisposition 
aufgrund der Anliegeraktivitäten entspre-
chend vorbelastet.

Bei der Beurteilung der Auswirkungen wer-
den Vermeidungsmaßnahmen berücksich-
tigt (u. a. Rodungsfrist, Umsiedlung Amei-
sennester). Erheblich nachteilige Beein-
trächtigungen von artenschutzrechtlich re-
levanten Arten sind somit nicht zu erwarten.

Vom Planvorhaben sind keine Schutzgebie-
te, insbesondere keine Schutzgebiete mit 
gemeinschaftlicher Bedeutung betroffen, 
die dem Planvorhaben entgegenstehen 
könnten.

Im Übrigen gelten gem. § 13a BauGB Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des 
Bebauungsplanes zu erwarten sind, als vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt. Ein 
Ausgleich ist somit nicht erforderlich.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Mit der Realisierung der geplanten Nutzung 
kann es zu einem geringfügigen Anstieg des 
Verkehrsaufkommens kommen. Das Ver-
kehrsaufkommen wird sich hierbei überwie-
gend auf die Trainings- und Wettkampfzei-
ten sowie auf vereinzelte Veranstaltungen 
und Versammlungen beschränken. Die Ka-
pazitäten des örtlichen Verkehrsnetzes sind 
ausreichend. 

Der ruhende Verkehr wird gebietsintern 
untergebracht, sodass eine nachteilige Be-
einträchtigung der Umgebung durch ruhen-
den Verkehr oder durch Parksuchverkehr 
vermieden wird.

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Die Belange des Verkehrs werden durch die 
vorliegende Planung somit nicht erheblich 
negativ beeinträchtigt.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind aufgrund der be-
stehenden Bebauung bereits in der unmit-
telbaren Umgebung vorhanden. Unter Be-
achtung der Kapazitäten und getroffenen 
Festsetzungen ist die Ver- und Entsorgungs-
infrastruktur ordnungsgemäß sichergestellt.

Auswirkungen auf Belange der Land- 
und Forstwirtschaft

Durch das Planvorhaben werden keine Ein-
griffe in land- oder forstwirtschaftliche Flä-
chen vorbereitet. Es sind keine nachteiligen 
Auswirkungen auf die Land- und Forstwirt-
schaft zu erwarten. Eine Genehmigung der 
Rodung und Umwandlung in eine andere 
Bodennutzungsart liegt vor.

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zwar zu neuen Versiege-
lungen; aufgrund des überschaubaren Flä-
chenumfangs können negative Auswirkun-
gen auf die Belange des Klimas jedoch ins-
gesamt ausgeschlossen werden.

Auswirkungen auf private Belange

Wie die vorangegangenen Ausführungen 
belegen, wird die Nutzbarkeit und der Wert 
des Grundstückes, auch der Grundstücke im 
Umfeld, nicht in einer Art und Weise einge-
schränkt, die dem Einzelnen unzumutbar 
ist.

Die Fläche befindet sich vollständig im 
Eigentum der Stadt. 

Durch die Planung ergeben sich für die pri-
vaten Grundstückseigentümer der angren-
zenden Flächen keine erheblich negativen 
Folgen. 

Es sind somit keine nachteiligen Auswirkun-
gen auf die angrenzende Nachbarschaft zu 
erwarten (alle bauplanungs- und bauord-
nungsrechtlichen Vorgaben werden einge-
halten). 

Zum anderen wurden entsprechende Fest-
setzungen getroffen, um das harmonische 
Einfügen in die Umgebung zu sichern.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des Abwägungs-
materials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzung zum Neubau einer dringend 
benötigten Mehrzweckhalle

•	 Sicherstellung der Zukunftsfähigkeit des 
örtlichen Turnvereins TV 03 Ramstein

•	 Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Umweltschutzes

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange der Land- und Forstwirtschaft 

•	 Keine erheblich negativen Auswirkun-
gen auf die Belange des Verkehrs und 
geringer Erschließungsaufwand

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des Be
bauungsplanes wurden die zu beachtenden 
Belange in ihrer Gesamtheit untereinander 
und gegeneinander abgewogen. Aufgrund 
der genannten Argumente, die für die Pla-
nung sprechen, kommt die Stadt Ramstein-

Miesenbach zu dem Ergebnis, dass der Um-
setzung der Planung nichts entgegensteht.


